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Menschen mit Behinderung in Brandenburg: 
Landesbeauftragte fordert mehr Inklusion und 
weniger Förderschulen

Brandenburgs Landesbehindertenbeauftragte Janny 
Armbruster fordert mehr Arbeitsmöglichkeiten für Menschen mit 
Handicap. Gleichzeitig lobt sie die Vorhaben und Bekenntnisse 
der neuen Landesregierung.

Janny Armbruster mahnt: „Es kann jeden treffen!“ Die Beauftragte des Landes 
Brandenburg für Menschen mit Behinderung war am Montag zu Gast in der 
Brandenburger Landespressekonferenz. „Aber Menschen mit Behinderung stehen 
bei uns nicht im Mittelpunkt – und ich würde mir wünschen, dass sie stärker im Fokus 
stehen.“

Denn laut Armbruster haben 20 Prozent der Menschen im Land Brandenburg ein 
Handicap – was etwa 513.000 Personen entspricht. Rund 268.000 Menschen 
verfügen, wie Armbruster selbst, über einen Schwerbehindertenausweis, weil der 
Grad ihrer Behinderung 50 Prozent übersteigt. Doch nur drei Prozent der Menschen 
werden mit einer Behinderung geboren. „Der Rest erwirbt die Behinderung im Laufe 
seines Lebens, etwa weil er verunfallt oder erkrankt“, sagt Armbruster.

Am Montag begrüßte die Behindertenbeauftragte, dass die neue Regierungskoalition 
aus SPD und BSW vorhabe, die UN-Behindertenrechtskonvention umzusetzen und 
sich für eine Fortsetzung des gemeinsamen Lernens an Inklusionsschulen 
aussprach. Derzeit gebe es im Land 231 Inklusionsschulen sowie 82 Förderschulen, 
an denen ausschließlich Kinder mit Behinderung betreut werden. „Mein Wunsch wäre 
es, dass wir auch die Förderschulen zu Schulen gemeinsamen Lernens umbauen“, 
so Armbruster. Generell sollten möglichst wenige Schülerinnen und Schüler an 
Förderschulen unterrichtet werden. 

„Wer keine inklusive Kita, Schule oder Ausbildungsstelle besucht, landet hinterher in 
der Regel in einer Werkstatt für Menschen mit Behinderungen“, sagte Armbruster. 
„Aus dieser Kette kommt man nur heraus, wenn man frühzeitig Inklusion erlebt.“ 
Dazu seien an den Schulen aber multiprofessionelle Teams nötig, die etwa 
sonderpädagogische Qualifikationen mitbringen müssten. Dass Eltern häufig Ängste 
davor haben, dass durch die Inklusion von Menschen mit Behinderungen das Niveau 
der jeweiligen Klasse sinkt, ließ Armbruster nicht gelten. „Es gibt immerhin ein 
Menschenrecht auf Teilhabe.“

Kritik übte Armbruster am System der bundesweit rund 700 Werkstätten für 
Menschen mit Behinderung, in denen rund 320.000 Menschen arbeiten. Sie erhielten 
laut Armbruster lediglich ein Taschengeld in Höhe von 1,50 Euro und wohnten oft in 
Einrichtungen, die vom Träger der Werkstatt betrieben werden. 
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Wer dort einmal zu arbeiten angefangen habe, bleibe dort auch meist sein ganzes 
Leben lang: Die Übertrittsquote auf den ersten Arbeitsmarkt liege laut Armbruster nur 
bei einem Prozent. 

Die Beauftragte wünscht sich deswegen auch mehr Initiativen, etwa vom 
Brandenburger Arbeitsministerium, um mehr Menschen mit Behinderung auf den 
ersten Arbeitsmarkt zu vermitteln. Denn die Werkstätten seien „nicht das, was wir 
unter Teilhabe am Leben in unserer Gesellschaft verstehen“, sagte Armbruster. „Das 
ist eine Exklusionskette, aus der wir rausmüssen.“ Die wegen des Zerbrechens der 
Ampel-Koalition in Berlin ins Stocken geratene Reform des Werkstättensystems 
müsse von einer neuen Bundesregierung dringend fortgesetzt werden.


